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Bündelung im Föderalstaat: Reformhebel für 
eine resiliente und leistungsfähige Verwaltung
Auf der Ebene von Bund, Ländern und Kommunen braucht es Strukturreformen und 
Fortschritte bei der Modernisierung. Darüber herrscht weitgehend Einigkeit. Erstens schafft 
die Digitalisierung von Verwaltungsvorgängen neue Möglichkeiten. Zweitens schrumpfen die 
personellen und finanziellen Ressourcen der Verwaltung. Drittens werden die Anforderungen 
an die öffentliche Verwaltung zunehmend komplexer. Die Antwort auf diese Herausforderungen 
heißt räumliche, fachliche und funktionale Bündelung von Aufgaben.

Die Debatte um eine Stärkung der Handlungsfähigkeit 
von Staat und Verwaltung erlebt derzeit eine neue Dis-
kurskonjunktur (NKR, 2025a, 2025b; De Maizière et al., 
2025; Agora Digitale Transformation, 2025). Nicht nur auf 
kommunaler Ebene werden Überlastungserscheinungen, 
regulative Überforderung und Vollzugsprobleme beklagt, 
wobei neben bürokratischen Hemmnissen und praxisun-
tauglichem Recht auch Digitalisierungshürden und feh-
lende Personal- und Finanzmittel moniert werden (Din-
nessen et al., 2025; Gräfe et al., 2024).

Auch mit Blick auf die Landes- und Bundesverwal-
tung werden die Stimmen lauter, welche grundlegende 
Strukturreformen und sichtbare Modernisierungsfort-

schritte einfordern, um den zukünftigen Herausforde-
rungen an staatliches Handeln begegnen und Vertrau-
en in staatliche Institutionen zurückgewinnen zu können 
(NKR, 2025a, 2025b; De Maizière et al., 2025). Die Ein-
richtung eines neuen Bundesministeriums für Digitales 
und Staatsmodernisierung kann in diesem Zusammen-
hang als ein institutionenpolitischer Schritt gewertet 
werden, in dem sich das gewandelte Bewusstsein einer 
solchen Reformnotwenigkeit klar manifestiert, wobei 
allerdings die konkrete Wirksamkeit noch abzuwarten 
bleibt.

Aktuelle Problemlage im Verwaltungsföderalismus

Die aktuelle Problemlage des deutschen Verwaltungs-
föderalismus ist dadurch gekennzeichnet, dass funktio-
nale Anforderungen und technologische Möglichkeiten 
(Digitalisierung, Plattformlösungen) zunehmend mit den 
überkommenen, formal institutionalisierten Kompetenz-
regeln kollidieren. Die verwaltungsföderale, fragmen-
tiert-dezentrale Funktionsweise des politisch-administ-
rativen Systems wird den neuen Problemstellungen, Kri-
senlagen und Erwartungen vielfach nicht mehr gerecht. 
Häufig beeinträchtigen hohe organisatorische Fragmen-
tierung und funktionale Zersplitterung die administrati-
ve Aufgabenerledigung, was zu Leistungseinbußen auf 
der Vollzugsebene und letztlich zu Vertrauensverlusten 
auf Seiten von Bürgern1 und Unternehmen in staatliche 
Institutionen führt. Konfrontiert mit multiplen, sich über-
lappenden akuten und längerfristigen, schleichenden 
Krisen (Kuhlmann et al., 2024), verschärfen sich diese 
Problemlagen weiter.

1	 Dieser Beitrag verwendet das generische Maskulinum. Die verwen-
deten Personenbezeichnungen beziehen sich auf alle Geschlechter.
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Obwohl es beispielsweise dank des technologischen 
Fortschritts als überholt gelten kann, dass staatliche Ver-
waltungsleistungen, wie Ausweisdokumente oder Füh-
rerscheine, ausschließlich physisch bei lokalen Behörden 
beantragt werden müssen, sind digitale Plattformlösun-
gen als Bündelungsansatz in Deutschland bisher noch 
wenig verbreitet. Auch bei hochspezifischen, selten vor-
kommenden Entscheidungssachverhalten (sogenann-
te „Orchideenfälle“) leuchtet es aus funktionalen und 
Effizienzgesichtspunkten nicht ein, dass diese in einer 
Vielzahl von Territorialbehörden jeweils isoliert und ohne 
Nutzung von Skalenvorteilen bewältigt werden müssen. 
Denn die einzelnen Behörden verfügen oft nicht über das 
notwendige Fachpersonal und Spezialexpertise, aber 
weisen stattdessen erhebliche Spezialisierungsnachteile 
und Überlastung auf. Schließlich bietet auch das Prin-
zip der Modularisierung reformpolitische Ansatzpunkte 
dergestalt, dass häufig vorkommende Querschnittsauf-
gaben, wie etwa die Einkommensprüfung, aus den Fach-
prozessen der zuständigen Behörden herausgelöst und 
(idealerweise automatisiert) in Serviceeinheiten konzent-
riert werden können, was aber ebenfalls kaum praktiziert 
wird.

Für alle drei Beispiele (Plattformlösungen, Spezialbehör-
den, Modularisierung) stellt der verwaltungspolitische 
Ansatz der (digitalgestützten) Bündelung einen struktu-
rellen Hebel dar, der eine Steigerung der administrativen 
Handlungsfähigkeit, Resilienz und Serviceorientierung 
sowie Effizienz- und Effektivitätsgewinne verspricht. Da-
bei kommt es darauf an, jene Funktionsbereiche im ad-
ministrativen Mehrebenensystem zu identifizieren, für die 
Bündelungsoptionen, verknüpft mit Digitalisierung und 
Automatisierung, signifikante Performanzverbesserun-
gen erwarten lassen. Dies dürfte auf eine Vielzahl von 
bislang zersplitterten Aufgabenfeldern, etwa bei kom-
munalisierten gestaltungsarmen Staatsaufgaben, oder 
querschnittlichen Prozesselementen zutreffen. Es geht 
somit nicht um eine Zentralisierungsreform oder die Ab-
schaffung dezentral-föderaler Strukturen. Vielmehr sol-
len anhand echter Aufgaben- und Vollzugskritik diejeni-
gen staatlichen Handlungsfelder identifiziert werden, die 
bislang unter institutioneller Fragmentierung „leiden“ und 
für die der Bündelungsansatz somit einen vielverspre-
chenden verwaltungspolitischen Reformhebel darstellt, 
der die Subsidiarität und lokale Gestaltungsfreiheit stär-
ken kann.

Bündelung als verwaltungswissenschaftliches 
Konzept

Bündelung stellt ein klassisches Prinzip der Verwaltungs-
politik und -organisation dar, welches vielfältige Facetten 
haben kann und verwaltungshistorisch unterschiedliche 

Themenkonjunkturen durchlaufen hat (Kuhlmann & Bo-
gumil, 2021). Allerdings wurde dieser Hebel in den aktu-
ellen Diskussionen um eine Staats- und Verwaltungsre-
form systematisch unterschätzt und vernachlässigt. Aus 
verwaltungswissenschaftlicher Sicht lassen sich dabei 
grundsätzlich zwei idealtypische Modelle der Verwal-
tungsorganisation (Wagener, 1969, 1976) unterscheiden, 
die Bündelung unterschiedlich fassen (Wollmann, 2006; 
Kuhlmann et al., 2025):

•	 das Aufgabenorganisationsmodell einerseits, das 
funktionale Bündelungen in fachspezifisch organisier-
ten Verwaltungseinheiten vorschlägt (single purpose 
model),

•	 und das Gebietsorganisationsmodell andererseits, 
das auf territoriale Bündelungen in multifunktional or-
ganisierten Verwaltungseinheiten abzielt (multi purpo-
se model).

Beim hier diskutierten Bündelungsansatz, der dem Gut-
achten des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) zugrun-
de liegt, geht es primär um den Typus der funktionalen 
(geographischen, fachlichen etc.) Bündelungen, der dem 
Aufgabenorganisationsmodell nahesteht, allerdings er-
gänzt um Digitalisierung, Automatisierung und „Plattfor-
misierung“.

Bündelung hat auch in der internationalen Reformdebat-
te bereits eine lange Tradition. Als Reformansatz taucht 
sie prominent im Kontext der internationalen Post-New 
Public Management-Bewegung auf (Kuhlmann, 2024; 
Kuhlmann & Bogumil, 2019), wobei Begriffe, wie „Whole-
of-Government“ (Bouckaert 2023, S. 32), De-Agencifi-
cation oder Re-Insourcing eine Rolle spielen (Kuhlmann 
et al., 2025). Auch die Verwaltungskonsolidierung (com-
prehensive/selective consolidation) durch Bildung mul-
tifunktionaler „Großbehörden“, z.  B. für Regulierungs-
zwecke, stellt einen übergreifenden internationalen Trend 
dar, der multifunktionale Bündelung an die Stelle von 
monofunktionaler Fragmentierung setzt (Sześciło, 2020; 
Kuhlmann et al., 2025). In verbundföderalen Kontexten, 
wie in Deutschland, wird Bündelung außerdem im Zu-
sammenhang mit der Optimierung von Verwaltungsver-
flechtung diskutiert (Bogumil & Kuhlmann, 2022), wobei 
die Optimierung von Koordination und Kooperation ohne 
Zentralisierung im Fokus steht.

Vor diesem Hintergrund gibt es seit Jahrzehnten Kontro-
versen darüber, welches ein angemessener Grad an Auf-
gabenbündelung und funktionaler Konzentration/Integ-
ration im deutschen Verwaltungsföderalismus sein könn-
te, wobei die Antworten – naturgemäß – nicht einheitlich 
ausfallen. Dies spiegelt sich in den sehr unterschiedli-
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chen administrativen Bündelungs- und Konsolidierungs-
graden der Bundesländer wider. So gibt es beispielswei-
se im Bereich des Immissionsschutzes bereits heute ein-
zelne Bundesländer, die diese Aufgaben in Landesbehör-
den gebündelt haben (Brandenburg, Schleswig-Holstein, 
Hessen), während andere sie bei den Kommunen (unter 
anderem Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Thüringen) verortet haben. Ähnliches gilt für die Aner-
kennung ausländischer Berufsabschlüsse. Im Bereich 
der Migrations- und Integrationsverwaltung haben sich 
in Deutschland sehr unterschiedliche Bündelungsmodel-
le herausgebildet (Bogumil et al., 2023). Dabei hat sich 
die organisatorische Zusammenführung von thematisch 
zusammenhängenden Teilfunktionen oft als probate Re-
formoptionen erwiesen (z. B. integrierte Verwaltungsein-
heiten für Migration und Integration, Kommunale Integ-
rationszentren), mit denen zahlreiche Länder/Kommunen 
bereits positive Erfahrungen gemacht haben (Bogumil 
& Kuhlmann, 2022). Auch in der Beibehaltung von bzw. 
im Verzicht auf Regierungspräsidien/Bezirksregierungen 
(Funktional- und Strukturreformen; Kuhlmann & Bogumil, 
2021) oder in Fragen der territorialen Konsolidierung auf 
kommunaler Ebene (interkommunale Kooperation, Ge-
bietsfusionen; Kuhlmann et al., 2018) zeigt sich die ver-
waltungspolitische Varianz der Bundesländer bei der Be-
antwortung der Bündelungsfrage.

Bündelung als verwaltungspolitischer Reformhebel

Trotz dieser langjährigen verwaltungswissenschaftli-
chen Debatten und der vielfältigen Beispiele von Bün-
delungsoptionen und -reformen hat die Diskussion um 
Bündelung als Reformansatz in der Verwaltungspolitik 
und -praxis in letzter Zeit eine neue Relevanz und Salienz 
gewonnen. Auf allen Ebenen mehren sich die Stimmen, 
die grundlegende Reformen im Verwaltungsföderalis-
mus fordern, unter anderem durch stärkere Bündelung 
von Aufgaben und Prozessschritten. Am prominentesten 
wurde dies in den Dresdner Forderungen artikuliert, die 
im Bündelungsansatz, gekoppelt mit Verwaltungsdigitali-
sierung (Krellmann & Sommer, 2022), ein entscheidendes 
Entlastungspotenzial für die Kommunen sehen. Diese 
Entwicklungen und Diskurse haben aber bisher nicht zu 
einer systematischen Anwendung dieses Reformansat-
zes im breiten Stil geführt.

Die Notwendigkeit, Bündelungsreformen als Reformhe-
bel zur Steigerung von Resilienz, Effektivität, Effizienz 
und generell der Handlungsfähigkeit von Staat und Ver-
waltung einzusetzen, ergibt sich aus folgenden, neuarti-
gen Problemlagen und Druckfaktoren:

•	 schrumpfende personelle und finanzielle Ressourcen, 
insbesondere auf der Vollzugsebene;

•	 sichtbar rückläufige Umsetzungsfähigkeit von Staat 
und Verwaltung bei zugleich zunehmender Rege-
lungsdichte bis hin zu regulativer und materieller 
Überforderung der Vollzugsbehörden;

•	 verändertes und wachsendes öffentliches Aufgaben-
profil, neuartige, komplexe Problemlagen, Herausfor-
derungen durch ebenen- und sektorenübergreifende 
Polykrisen; Zunahme von Wicked Problems mit Quer-
schnittscharakter, also komplexen Herausforderun-
gen, die keine eindeutige Lösung haben;

•	 Möglichkeiten und Herausforderungen der digitalen 
Transformation bei zugleich deutlichen Leistungs-
grenzen fragmentierter Organisationsformen und 
nicht-digitaler Verwaltungsprozesse; wachsende Er-
wartungen der Bürger an digitale Leistungserbringung 
der öffentlichen Verwaltung.

Diese Entwicklungen und Herausforderungen aufgrei-
fend, hat der NKR (2025a) das Gutachten „Aufgabenbün-
delung im Föderalstaat“ veröffentlicht, welches die Bün-
delung von Aufgaben als zentralen Reformhebel emp-
fiehlt. Inzwischen lässt sich ein ähnlicher Ansatz auch im 
Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung finden, der 
unter anderem vorsieht, dass Bündelungen auf Bundes-
ebene für Verwaltungsleistungen und Ressortzuständig-
keiten vorangetrieben werden. Die zentralen Erkenntnis-
se des Gutachtens werden im Folgenden vorgestellt. Der 
NKR hat zur Klärung der wichtigsten verfassungsrechtli-
chen Fragen ein rechtwissenschaftliches Folgegutachten 
(Roth-Isigkeit, 2025) beauftragt, auf dessen Erkenntnisse 
ebenfalls ansatzweise eingegangen wird.

Ein neues „Betriebsmodell“ für die Verwaltung

Das NKR-Gutachten knüpft an Ideen von Government 
as a Platform (GaaP) und Stein-Hardenberg 2.0 (SH 2.0) 
an, die sich auf die Verwaltung als „Betriebsmodell“ kon-
zentrieren. Beide Konzepte versuchen, eine Neuorgani-
sation von Verwaltungsleistungen jenseits traditioneller 
Zuständigkeitsregeln und physischer Ortsnähe zu mo-
dellieren, indem der Fokus auf die Funktionalität und Ef-
fizienz der Prozessorganisation gelegt wird. Hierfür wird 
der gesamte Prozess der öffentlichen Leistungserbrin-
gung in den Blick genommen – von der Antragstellung 
über die Bearbeitung bis hin zum finalen Verwaltungsakt 
wird das Verwaltungshandeln als „Betriebsprozess“ mo-
delliert. In Zusammenführung dieser Grundideen (GaaP, 
SH 2.0) entwirft das NKR-Gutachten ein idealtypisches 
Betriebsmodell, welches auf Bündelung und Modulari-
sierung von Verwaltungsaufgaben/-prozessschritten ab-
zielt und mit einem digitalen Plattformansatz verknüpft 
wird.
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Abbildung 1
Neues Betriebsmodell für die deutsche Verwaltung

1 Amtshilfe auf Basis eines entsprechenden Gesuchs durch die für die Bearbeitung hauptverantwortliche Stelle.

Quelle: NKR (2025a, S. 38).

Entscheidung durch 
zuständige Stelle 
(Bund, Länder oder 
(inter-) kommunal) 

Zugang

Produktionsfaktoren

Bearbeitung

Bearbeitung der 
Anträge erfolgt 
gebündelt in einer 
einzelnen zuständigen 
Stelle (Bund, Länder 
oder (inter-)

Zulieferung nachnutz-
barer Daten durch de-
zentrale, spezialisierte 
Stellen (verwaltungs-
intern oder -extern) 

Antragstellung
Eingangs-
bearbeitung

Datennach-
nutzung

Fallspezifische 
Voraussetzungs-
prüfung

Entscheidung
Persönliche 
Leistungen
und Eingri�e

Standardsetzung

Produktionsschritte

Beteiligte Einheiten Ausprägungsformen der Bündelung

eine wenige viele funktional fachlich räumlich

Interoperabler Fachverfahrenskern

Querschnitts- und Basiskomponenten

Plattforminfrastruktur mit Redundanz

O
rg

an
is

at
io

n
Te

ch
ni

k

O
rg

an
is

at
or

is
ch

Te
ch

ni
sc

h

kommunal)

Leistungen und
Eingri�e erfolgen
durch spezialisierte 
Stellen (Bund,
Länder oder 
(inter-)kommunal)

Datenüberprüfung
in zuständiger Stelle
beziehungsweise
Inaugenscheinnahme
vor Ort durch
spezialisierte Stellen
(verwaltungsintern
oder extern)

Antragstellung via
singulärem, digitalem
Self-Service-Zugang
und
Antragstellung im
lokalen Service Center1,
digital unterstützt

Ziel des Modells ist es, fragmentierte oder gar doppel-
te Zuständigkeiten bei Organisation und Technik durch 
eine gemeinsame Plattforminfrastruktur und Aufgaben-
bündelung abzulösen. Abbildung 1 zeigt horizontal in der 
obersten Ebene einen generalisierten Verwaltungspro-
zess mit seinen einzelnen Produktionsschritten. Diesen 
Produktionsschritten wird die Zahl an beteiligten Einhei-
ten und mögliche Bündelungsformen zugeordnet. Darun-
ter liegen bildlich die technischen Produktionsfaktoren 
Fachverfahrenskern, Querschnitts- und Basiskompo-
nenten sowie die Plattforminfrastruktur. Ebenso werden 
die erforderlichen Standardsetzungen abgebildet. Das 
idealtypische Betriebsmodell kann als Heuristik bei der 
Analyse von Verwaltungsleistungen dienen.

Das NKR-Gutachten konzipiert Aufgabenbündelung in 
drei idealtypischen Ausprägungen, die aber in der Praxis 
auch miteinander kombiniert werden können:

Modell 1: Räumliche Bündelung

Die räumliche Bündelung zeigt auf, wie die Zersplitterung 
von Zuständigkeiten geografisch überwunden werden 
kann. Ziel ist es, dass spezialisierte Bündelungsbehör-
den (Teil-)Leistungen für andere Behörden erbringen, 

wobei die Bündelungsbehörde sowohl beim Bund, einem 
Land oder auf kommunaler Ebene angesiedelt sein kann. 
Bündelung ist demnach nicht mit Zentralisierung beim 
Bund gleichzusetzen. Vielmehr soll sie dazu beitragen, 
durch funktionale Entlastung subnationaler Ebenen (z. B. 
der Kommunen) in Aufgabenfeldern, die keine nennens-
werten lokalen Gestaltungsspielräume aufweisen, das 
Subsidiaritätsprinzip und die lokale Autonomie sogar zu 
stärken. Räumliche Bündelung ist besonders bei „Mas-
sengeschäften“, also eher einfachen Aufgaben mit hohen 
Fallzahlen und wenig Entscheidungsspielräumen sinn-
voll und fördert bei diesem Aufgabentyp Skaleneffekte. 
Diese Bündelungsform verfolgt auch die neue Bundesre-
gierung mit ihrer Ankündigung im Koalitionsvertrag, bun-
desseitig „im Bereich der Digitalisierung für ausgewählte 
Aufgaben mit hohem Standardisierungs- und Automati-
sierungspotenzial Vollzugsverantwortung [zu] überneh-
men“ (KoaV, 2025, S. 59).

Modell 2: Fachliche Bündelung

Öffentliche Leistungen bestehen grundsätzlich aus Auf-
gabenteilen, die fachlich ähnlich oder weniger ähnlich 
sind. Für gleichartige (Teil-)Leistungen kann eine fach-
liche Bündelung erfolgen. Die fachliche Bündelung er-
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möglicht, sehr ähnliche Aufgaben von einer dafür spezi-
alisierten Bündelungsbehörde zu erbringen. Dies bietet 
sich insbesondere bei einer hohen Komplexität an und 
kann bei mittlerem bis hohem Fallaufkommen zu Effizi-
enzgewinnen in der Aufgabenerledigung sorgen. Gerade 
bei Aufgaben, für die Expertenwissen notwendig ist – wie 
der Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
oder komplexen Infrastrukturvorhaben – entfällt großer 
Einarbeitungsaufwand für Verwaltungsmitarbeitende in 
Behörden, die nur selten mit diesen Anträgen und Fall-
konstellationen betraut sind. Die neue Bundesregierung 
plant im Koalitionsvertrag als fachliche Bündelung z. B. 
das Auslands-BAföG beim Bundesverwaltungsamt oder 
die Ausreise von Migranten im Bundesausreisezentrum 
(KoaV, 2025, S. 76, 95).

Modell 3: Funktionale Bündelung

Die funktionale Bündelung dient Aufgaben(-teilen), die 
über die bisherige fachliche Zuständigkeit hinweg gro-
ße Ähnlichkeiten aufweisen. Querschnittaufgaben – wie 
Rechnungswesen oder Einkommensprüfung – können 
so von einer anderen Stelle oder spezialisierten Service-
Zentren zugeliefert werden. Funktionale Bündelung kann 
Ineffizienzen bei Sach- und Personalressourcen über-
winden und Verbundvorteile erreichen. Ein Beispiel auf 
Bundesebene ist hierfür die Dienstleistungsfunktion des 
Bundesverwaltungsamts für Bundesbehörden bei Beihil-
fen und Bezügen.

Bündelung im Praxistest: Anwendungsbeispiele und 
Prozessvarianten

Diese drei Bündelungsformen können unmittelbar auf 
Vollzugsaufgaben angewendet werden. Hierzu werden 
im Gutachten drei fachlich heterogen gelagerte Praxis-
beispiele der Leistungsverwaltung herangezogen – Auf-
gaben können aber analog auch in der Ordnungs- und 
Eingriffsverwaltung gebündelt werden.

Modell 1 – räumliche Bündelung: Antrag und Erteilung ei-
ner Fahrerlaubnis erfolgen derzeit durch die Kommunal-
verwaltungen. Die jährliche Fallzahl für Erstanträge auf 
einen Führerschein der Klasse B liegt bei 600.000. Der 
heterogene Vollzug führt dazu, dass die Antragsbear-
beitung zwei Tage bis acht Wochen dauert. Dies könnte 
durch eine ohnehin überfällige Digitalisierung des bis-
her meist analogen Antragsprozesses und eine räumlich 
(-fachliche) Bündelung beim Kraftfahrtbundesamt spür-
bar beschleunigt werden. Das Kraftfahrtbundesamt wäre 
hierfür aus unserer Sicht eine geeignete Bundesbehörde, 
da es die Register zur Fahreignung und Fahrerlaubnis 
verwaltet. Der digitale Zugang zur Antragstellung wäre 
dabei nicht nur aus Effizienzgründen von Vorteil, sondern 

auch verfassungsrechtlich erforderlich, wenn man diese 
Bündelungsoption bei einer Bundesbehörde wählt (Roth-
Isigkeit, 2025, S. 37).

Durch die Prozessdigitalisierung können Wege- und 
Wartezeit für Antragstellende in den Behörden entfallen 
und die Antragsprüfung automatisiert werden. Damit 
könnten im Idealfall die gesamte Bearbeitungsdauer und 
die Wartezeit für Antragstellende von acht Wochen auf 
einen Tag reduziert werden. Das Einsparpotenzial bei 
den kommunalen Personalkosten läge bei 5 Mio. Euro. 
Zudem können in die Antragsplattform weitere Akteure, 
wie Fahrschulen und Optiker, eingebunden werden und 
somit weitere Einsparungen gehoben werden.

Modell 2 – fachliche Bündelung: Die Verwaltungsaufgabe 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen weist in 
den letzten Jahren deutliche Sprünge in der Fallzahl auf, 
wobei eine schnelle Anerkennung von Qualifikationen 
von strategischer Bedeutung für Staat und Wirtschaft 
sind, nicht zuletzt aufgrund des Fachkräftemangels. Die 
Anerkennung erfolgt derzeit seitens der Stelle, die für 
die Ausbildung vor Ort zuständig ist, d. h. insbesondere 
Regierungspräsidien und Kammern, und dauert derzeit 
bis zu einem Jahr. Je nach Bundesland und Beruf gibt es 
eine oder mehrere Ausbildungsstellen. Die reine Bearbei-
tungszeit könnte durch eine (räumlich-)funktionale Bün-
delung bei einer gemeinsamen Behörde der Länder, wie 
der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen, deut-
lich beschleunigt werden. So könnte eine gebündelte 
Plattform einen digitalen Self-Service-Antragskanal und 
eine gebündelte, einheitliche Bearbeitung ermöglichen. 
Ausweislich des Gutachtens könnte die Bearbeitungszeit 
durch diese Maßnahmen und eine Teilautomatisierung 
der Fallbearbeitung mehr als halbiert werden. Auch die 
Fehlerquoten ließen sich verringern und die aufwändige 
dezentrale Aneignung von Fachwissen zu spezifischen 
Fallkonstellationen würde entfallen.

Für eine länderübergreifende Bündelung dieses Typs wä-
re ein Staatsvertrag denkbar. Allerdings weisen Staats-
verträge eine gewisse Volatilität auf, da sie, insbesondere 
nach Landtagswahlen, auch gekündigt werden können. 
Zudem ist mit dem Staatsvertragsmodell, wie die Pra-
xis zeigt, auch ein erheblicher Governance-Aufwand 
verbunden (Roth-Isigkeit, 2025, S. 41 ff.), der mögliche 
Effizienzgewinne wieder in Frage stellt, sodass bei län-
derübergreifenden (horizontalen) Bündelungen ggf. über 
alternative Optionen nachgedacht werden sollte. Bei-
spielsweise wäre bei der Berufsanerkennung auch eine 
Bündelung auf Bundesebene möglich, wie es der Koali-
tionsvertrag der neuen schwarz-roten Bundesregierung 
vorsieht (KoaV, 2025, S. 14). Dies würde dann eher dem 
Modell 1 (räumliche Bündelung) entsprechen.
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Modell 3 – funktionale Bündelung: Das letzte Fallbei-
spiel Einkommensprüfung ist Teil von rund 200 Verwal-
tungsleistungen, wie Bürger-, Eltern- und Wohngeld 
oder Einkommensteuerveranlagung. Sie erfolgt bei so-
zialversicherungsrelevanten Vorgängen und kommt al-
lein bei den genannten Fallbeispielen auf eine Fallzahl 
in mittlerer, zweistelliger Millionenhöhe. Durch die un-
zureichende Wiederverwendung von Daten belastet sie 
sowohl Bürger als auch Unternehmen und Verwaltung. 
Dies wird jedoch nicht nur durch unzureichende Digi-
talisierung, sondern auch die Uneinheitlichkeit des Ein-
kommensbegriffs und der betrachteten Einkommens-
zeiträume verursacht (NKR, 2021). Für eine leistungsfä-
hige Verwaltung ist es jedoch unerlässlich, dass Prüfun-
gen, wie die Einkommensprüfung, nicht mehrfach in den 
deutschen Behörden vorgenommen, sondern möglichst 
nur an einer Stelle gebündelt werden. Hierfür eignet sich 
eine funktionale Bündelung, bei der die Einkommens-
prüfung von Vollzugsbehörden als Modul „eingekauft“ 
werden kann.

Antragstellende müssten hierbei im Sinne des „Once-
Only-Prinzips“ nur einmalig ihre Einkommensdaten über-
mitteln. Technisch könnte die Bündelung über eine Daten-
mittlerplattform, auf Bundesebene vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales verantwortet, erfolgen. Recht-
lich betrachtet, ist bei der Herauslösung, Fremdvergabe 
und Bündelung von einzelnen Prozessschritten zu beach-
ten, dass die verantwortlichen Behörden und deren Ver-
waltungsbedienstete die Entscheidungsergebnisse der 
Bündelungsbehörden/Service-Zentren nachvollziehen 
können und freiwillig übernehmen müssen (Roth-Isigkeit, 
2025, S. 47), soweit bei ihnen die Gewährleistungs- und 
Letztentscheidungsverantwortung verbleibt.

Handlungsempfehlungen für eine schrittweise 
Reform

Das NKR-Gutachten entwickelt für die Umsetzung der 
Reform eine Reihe von Handlungsempfehlungen, die 
schrittweise umsetzbar sind. Im Hinblick auf die Refor-
minitiative und Promotorenrolle, sind die Empfehlungen 
vor allem an den Bund gerichtet, der Reformen von na-
tionaler Reichweite politisch anstoßen und vorantreiben 
sollte. Das Gutachten hebt jedoch auch die Notwendig-
keit eines gemeinsamen Vorgehens von Bund, Ländern 
und Kommunen hervor, da diese die wichtigsten Träger 
des Verwaltungsvollzugs und somit ebenso bedeutsame 
verwaltungspolitische Akteure sind.

Ebenenübergreifender Ansatz

Ein erfolgreicher Reformprozess erfordert demnach das 
klare Bekenntnis aller staatlichen Ebenen. Für den Bund 

regt der NKR unter anderem an, Aufgaben dort anzusie-
deln, wo die größten Nutzenpotenziale gehoben werden 
können. Der Bund solle dann mehr Verantwortung bei 
standardisier- und automatisierbaren Aufgaben überneh-
men – eine Forderung, deren Umsetzung bei einzelnen 
Verwaltungsleistungen im Koalitionsvertrag für die 21. 
Legislaturperiode bereits angekündigt wird (KoaV, 2025, 
S. 59). Zudem befürwortet der NKR eine bündelungsfokus-
sierte Aufgabenneuordnung, die für zehn Jahre konzipiert 
wird. Die Bundesregierung solle hierfür die Aufgabenre-
form kooperativ mit Ländern und Kommunen vorantreiben.

Governance-Empfehlungen und Priorisierung von 
Leistungen

Darüber hinaus empfiehlt der NKR, Ziele, Maßnahmen 
und Governance-Strukturen der Reform auf Landes-
ebene verbindlich in der Ministerpräsidentenkonferenz 
beschließen zu lassen. Ergänzend hierzu enthält das 
Gutachten – insbesondere für die politische Kommunika-
tion und Pioniere auf Ebene des Bundes, der Länder und 
Kommunen – zehn einheitliche Gestaltungsgrundsätze, 
wie z. B. „Bündeln Sie, wo immer eine Bündelung mög-
lich ist“ oder „Lernen Sie, Aufgaben abzugeben“ (NKR, 
2025a, S. 98).

Für ein klar strukturiertes Vorgehen und damit die Pri-
orisierung von zu bündelnden Leistungen empfiehlt 
der NKR, sowohl politische Überlegungen als auch Er-
kenntnisse aus der Praxis zu berücksichtigen. Hierzu 
zählen fehlende fachliche Notwendigkeit für eine lokale 
Aufgabenerbringung, politische Relevanz der Aufgaben, 
deutliche Vollzugsdefizite, hohe Fallzahlen, Konzentration 
von Expertenwissen und Entlastung von Sachkosten.

Organisatorische und regulative Voraussetzungen

Das Gutachten wurde noch vor der Bundestagwahl ver-
öffentlicht und skizziert Empfehlungen für eine gemein-
same Reformorganisation innerhalb der neuen Bundes-
regierung. Für die Umsetzung der Reform ist demzufolge 
eine klare institutionelle Verankerung, idealerweise im 
Bundeskanzleramt oder – zwischenzeitlich geschaffe-
nen – Ministerium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung erforderlich. Das Gutachten schlägt dort die Ansie-
delung eines Akteurs mit starkem Mandat als „Reform-
botschafterin bzw. Reformbotschafter“, einer starken 
Steuerungseinheit in einer „Abteilung für Verwaltungs-
reform“ und für die operative Umsetzung leistungsspe-
zifische Task Forces vor. Letztere könnten demnach als 
interdisziplinäre und ebenenübergreifende Teams, die 
neue Vollzugsmodelle für spezifische Verwaltungsleis-
tungen entwickeln und nach einer lokal begrenzten Pilot-
phase ausrollen, organisiert sein.
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Zudem wird die Stärkung der föderalen Fach- und IT-Gre-
mien für verbindliche Standards im Sinne agiler, schlan-
ker Strukturen und einer gebündelten Finanzierung der 
Reformumsetzung zur gerechten Teilung finanzieller Las-
ten und Einnahmen empfohlen. Ebenso wichtig erscheint 
der flexible und bedarfsorientierte Personalwechsel zwi-
schen Verwaltungseinheiten sowie Quereinstieg aus der 
freien Wirtschaft.

Daneben rät das Gutachten zu mehr Klarheit für die be-
hördliche Zusammenarbeit: So müsse das Verwaltungs-
recht im Kern vereinheitlicht und fachrechtliche Unsi-
cherheiten ausgeräumt werden. Die Weiterverwendung 
von Informationen und Prüfergebnissen solle durch bun-
deseinheitliche Vorgaben befördert werden. Ferner solle 
bei Praxis- und Digitalchecks, also in der frühen Erarbei-
tungsphase von Gesetzen, Aufgabenbündelungen be-
rücksichtigt werden.

Im Übrigen gilt es, die aus der Verwaltungsdigitalisierung 
bekannten, technischen Voraussetzungen wie etwa die 
Ende-zu-Ende-Digitalisierung umzusetzen.

Mögliche verfassungsrechtliche Implikationen

Das Grundgesetz hat sich als föderale Verfassung in den 
vergangenen Jahrzehnten zweifellos bewährt. Ein neues 
Vollzugsmodell sollte und dürfte den Föderalismus, wie 
in Art. 79 Abs. 3 GG festgehalten, daher keineswegs ab-
lösen. Die langwierige, bisher ergebnislose Abstimmung 
zwischen Bund und Ländern zur Übernahme von kommu-
nalen Aufgaben verdeutlicht jedoch zwei Probleme: Zum 
einen werden bisherige Spielräume zu wenig genutzt, 
zum anderen könnten die Spielräume für die heutigen 
technologischen Möglichkeiten und neuen Herausforde-
rungen im Vollzug maßvoll angepasst werden. Schließlich 
kommt das Gutachten zum Schluss, Bündelung sei in der 
Praxis „bisher jedoch auf Insellösungen und freiwillige 
Beteiligung begrenzt“ (NKR, 2025a, S. 112).

Als Begründung für die bisherige Ablehnung von Auf-
gabenbündelungen wurden auf Bundesebene bisweilen 
verfassungsrechtliche Gegenargumente oder Bedenken, 
insbesondere im Bereich Mischverwaltung, angeführt. 
Das Zusatzgutachten (Roth-Isigkeit, 2025) unternimmt 
den Versuch, diese Unsicherheiten durch verfassungs-
rechtliche Antworten auf die drängendsten Fragen auf-
zuklären. Demnach können im Föderalstaat bereits heu-
te viele Aufgaben gebündelt werden. Der NKR (2025a) 
spricht sich mit seinem Gutachten dafür aus, vorhandene 
verfassungsrechtliche Spielräume zu nutzen. In der Er-
wägung einzelner, gezielter verfassungsrechtlicher Er-
leichterungen könnten nach Roth-Isigkeit (2025) vier Än-
derungen verfolgt werden:

1.	 Vor dem Hintergrund der langsamen Verwaltungsdigi-
talisierung wäre eine Ergänzung von Art. 91c Abs. 5 
GG um eine Normierung einer Infrastrukturkompetenz 
des Bundes verbunden mit der Verpflichtung, eine für 
die Länder offene Plattformlösung anzubieten, mög-
lich. Von den Ländern sollte eine solche Bundeslö-
sung dann aus Wirtschaftlichkeitsaspekten und wei-
terhin nicht aus Zwang genutzt werden.

2.	 Experimentierklauseln werden sowohl auf Bundes- 
als auch Landesebene einfachgesetzlich vorange-
trieben, um zeitlich begrenzt einen abweichenden 
Verwaltungsvollzug zu ermöglichen. Eine verfas-
sungsrechtliche Verankerung wäre gerade bei der Er-
probung neuer Vollzugsmodelle hilfreich, um in einem 
geschützten Rahmen aus Aufgabenbündelungen zu 
lernen. Im Idealfall werden die dabei gefundenen Lö-
sungen verstetigt.

3.	Zu erwägen wäre auch ein allgemeines Kooperati-
onsgebot, das die Zusammenarbeit zwischen Verwal-
tungsbehörden erleichtern könnte, indem ein Gegen-
gewicht zu den Trennungsgrundsätzen aus Art. 30 
und 83 GG gebildet wird. So könnte in diesen Artikeln 
ergänzt werden, dass Bund und Länder im Verwal-
tungsvollzug dazu angehalten sind, zusammenarbei-
ten.

4.	Aufgabenbündelung könnte zudem über eine Kon-
turierung des Begriffs „Mischverwaltung“ befördert 
werden. Bestehende Rechtsunsicherheiten zur inter-
föderalen Zusammenarbeit könnten damit beseitigt 
werden, ohne das Bundesstaatsprinzip abzuschaf-
fen.

Forderungen wie die jüngsten Diskussionen um eine 
Föderalismusreform in der Digitalministerkonferenz 
(Stiebel & Heeger, 2025) könnten ein Gelegenheits-
fenster für eine Alternative zu den vier klar begrenzten 
Grundgesetzänderungen eröffnen. Allerdings sollte 
vermieden werden, dass pragmatische und machba-
re Ansätze zur Aufgabenbündelung, die bereits in den 
vorhandenen verfassungsrechtlichen Spielräumen 
möglich sind und schrittweise vorangetrieben werden 
könnten, durch den Verweis auf eine große Staatsre-
form oder Föderalismuskommission (taktisch?) verzö-
gert werden. Die neue Bundesregierung plant jeden-
falls laut Koalitionsvertrag eine Reformagenda für die 
Staats- und Verwaltungsmodernisierung (KoaV, 2025, 
S. 56). Wenngleich diese Agenda strukturelle Proble-
me angehen soll, ist noch offen, ob und zu welchem 
Grad sie die beschriebenen Empfehlungen rund um 
eine Modularisierung und Bündelung von Aufgaben 
aufgreift.
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on this. Firstly, the digitalisation of administrative processes is creating new opportunities. Secondly, the administration’s human and fi-
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